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GRIECHENLAND

Bestialische Besatzer
Interview mit dem Historiker Karl Heinz Roth über 

die Ausplünderung Griechenlands durch die Nazis, 

die Berliner Arroganz gegenüber Reparationsforde-

rungen und die Notwendigkeit eines neuen 1968

Tom Strohschneider: Herr 
Roth, Kanzlerin Angela Merkel 
hat gegenüber Alexis Tsipras 
unlängst erklärt, sie wolle Grie-
chenland im Euro behalten. 
Der SYRIZA-Premier antworte-
te: «Wir haben unseren Teil da-
für getan. Tun Sie Ihren.» Was 
müsste Berlin tun?

Karl Heinz Roth: Die Bun-
desregierung müsste einem 
Schuldenmoratorium und einem 
Schuldenschnitt zustimmen. Das 
ist der entscheidende Ausgangs-
punkt, um überhaupt zu einer 
Lösung der Griechenlandkrise 
zu kommen.

T.S.: Derzeit wird weder über 
das eine noch das andere dis-
kutiert, sondern über eine Re-
formliste. Angemessen für die 
Herausforderung?

Karl Heinz Roth: Nein, denn 
die Probleme sind gigantisch. 
Griechenland beindet sich am 
Abgrund. Etwa 15 Prozent der 
Kapitalsubstanz sind inzwi-
schen vernichtet. Die bisherige 
Politik aus Troika-Diktaten und 
Sozialkürzungen haben die Wirt-
schaftsleistung um fast 30 Pro-
zent schrumpfen lassen. Ob bei 

der Binnennachfrage, den Inves-
titionen, im Gesundheitssektor: 
Wir sehen völlig katastropha-

le Daten. Wenn nicht radikale 
Schritte eingeleitet werden, dann 
wird nicht nur Griechenland, 
sondern, davon bin ich über-
zeugt, auch Europa in eine sehr 
gefährliche Situation geraten.

 T.S.: Sie befürchten einen 
Rechtsruck?

Karl Heinz Roth: In Europa 
beobachten wir ja schon eine 
rechtskonservative Entwick-
lung. Überall sind konservative 
Regierungen am Ruder. Diese 
stehen unter Druck von rechts, 
das heißt, sie können und wollen 
keinerlei Konzes-sionen gegen-
über Griechenland machen. Das 
kann sich aufschaukeln. Und die 
Bedingungen, die jetzt gegen 
SYRIZA durchgesetzt werden 

sollen, würden ja zusätzlich eine 
radikale Beschleunigung der 
bisherigen Austeritätspolitik be-
deuten.

T.S.: Die ist nach Ansicht 
vieler Ökonomen gescheitert. 
Warum wird trotzdem daran 
festgehalten?

Karl Heinz Roth: Es steht 
eine grundlegende strategi-
sche Option auf dem Spiel. Die 
USA haben seit den 1950er und 
1960er Jahren die Bundesrepub-
lik und dann später das vereinig-
te Deutschland zur europäischen 
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 „Es ist völkerrechtlich eindeutig, dass die Reparationsfrage nicht 

abschließend beantwortet wurde.“ (Karl-Heinz Roth)
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Hegemonial- macht aufgebaut. 
Dies basierte auf einer bestimm-
ten wirtschaftspolitischen Strate-
gie, die man als Neo-Merkanti-
lismus bezeichnet: systematische 
Lohnsenkungen kombiniert mit 
einer Strategie des Export-Dum-
pings. Anders gesagt: Es wurde 
eine extrem restriktive innere 
Politik verfolgt, um expansive 
Prozesse zu ermöglichen, vor 
allem Kapitalexport. Dieses stra-
tegische Modell ist später durch 
das europäische Währungssys-
tem seit Ende der 1970er Jahre 
gestärkt worden. Und das steht 
jetzt zur Debatte: Gibt es in Eu-
ropa eine Wende hin zu modera-
ten keynesianischen Modellen, 
wie das ja im Kern zunächst 
einmal auch die Strategie von 
SYRIZA aber eben auch derzeit 
in den USA ist? Die deutschen 
Eliten kämpfen dagegen an mit 
aller Verbissenheit, um das deut-
sche Modell zu retten.

T.S.: Das wird in Griechen-
land nicht zuletzt durch die 
Brille der historischen Erfah-
rung betrachtet. Es ist jetzt viel 
über die Frage der Reparatio-
nen diskutiert worden. Sigmar 
Gabriel hat diese Debatte als 

«dumm» bezeichnet. Ist mein 
Eindruck richtig, dass über die 
deutsche Schuld gegenüber 
Griechenland weniger empha-
tisch gesprochen wird als zum 
Beispiel mit Blick auf die Nazi-
verbrechen in Polen?

Karl Heinz Roth: Das Ver-
hältnis der deutschen Eliten ge-
genüber Griechenland hat zwei 
Seiten. Da ist einmal eine Art 
Minderwertigkeitskomplex: Die 
Deutschen haben Griechenland 
im April 1941 überfallen – in 
einer Flankenoperation zur Vor-
bereitung des Angriffskrieges 
gegen die Sowjetunion. Sie ha-
ben geglaubt, Griechenland und 
Jugoslawien innerhalb kürzester 
Zeit in das faschistische Europa 
integrieren zu können. Doch in 
beiden Ländern entstand rasch 
eine breite und starke Wider-
standsbewegung. Auf der ande-
ren Seite sehen wir diese mas-
sive Herablassung, die bis zur 
offenen Verachtung reicht. Die 
rührt auch daher, dass die Grie-
chen zu den wenigen gehörten, 
die seit den 1950er Jahren immer 
wieder die Frage der Reparatio-
nen offensiv angesprochen und 
Kriegsentschädigungen für das 

ihnen angetane Unrecht verlangt 
haben.

T.S.: Mit geringem Erfolg 
bisher.

Karl Heinz Roth: Was ich in 
den Akten der deutschen Außen-
politik gelesen habe, die sich da-
mit befassen, hat mich bestürzt: 
Wie extrem arrogant und her-
ablassend mit den Forderungen 
aus Athen umgegangen wurde! 
Es gab ein paar Brosamen vom 
deutschen Herrentisch in den 
1950er und 1960er Jahren – aber 
letztlich wurden die Griechen 
immer auf den Sankt Nimmer-
leinstag vertröstet.

T.S.: In der Reparationsde-
batte ist mir eines aufgefallen: 
Man kennt ein paar Schlagwor-
te, sogar die Zwangsanleihe von 
1941 ist inzwischen ein öffent-
licher Begriff. Aber die Dimen-
sion des NS-Terrors in Grie-
chenland wird kaum greifbar 
gemacht. Das geht bis dahin, 
dass in den Medien nur ganz 
wenige Fotos kursieren, deren 
Aussagekraft durch Wiederho-
lung entwertet wird.
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Karl Heinz Roth: Es gibt eine 
ganz merkwürdige Kombination 
von historischer Amnesie, von 
historischem Unwissen und von 
Arroganz. Über die Besatzung 
und Ausplünderung Griechen-
lands wissen viele kaum etwas. 
Die Nazis haben dabei Pläne 
umgesetzt, die eigentlich für den 
Angriffskrieg gegen die Sowjet-
union erstellt worden waren. Sie 
haben beim Überfall auf Grie-
chenland im April 1941 getes-
tet, was im Juni 1941 auch beim 
Überfall auf die Sowjetunion 
zum Einsatz kommen sollte.

T.S.: Mit dem Unterschied, 
dass es in Griechenland auch 
wirklich zur Besatzung kam.

 
Karl Heinz Roth: Und zwar 

in einer besonders radikalen 
Weise. Griechenland wurde 
nicht nur gezwungen, die Be-
satzungskosten selbst, sondern 
die gesamten Infrastrukturkosten 
für den Krieg gegen Nordafri-
ka und im östlichen Mittelmeer 
zu inanzieren. Zudem wurde 
die griechische Volkswirtschaft 
systematisch ausgeraubt. Die 

Zwangsanleihe haben Sie bereits 
angesprochen, hinzu kam eine 
gezielte Politik der Hyperinlati-
on, die dazu führte, dass bereits 
im Winter 1941/42 über 100 000 
Menschen in den griechischen 
Großstädten verhungerten.

T.S.: Hat dies das Entstehen 
einer besonders starken Wider-
standsbewegung befördert?

Karl Heinz Roth: Es gab eine 
Kombination von alternativer 
Subsistenzwirtschaft, Flucht aus 
den Städten und dem Aufbau 
eines bewaffneten Widerstands 
in den ländlichen Regionen. 
Das hat die Deutschen völlig 
überrascht. Sie hatten überhaupt 
keine Pläne für Griechenland 
außer ihrem Konzept der Aus-
plünderung. Deshalb wurde auf 
den Widerstand auch mit einer 
blindwütigen Politik der Mas-
saker reagiert. In den Monaten 
ihres Abzugs im September und 
Oktober 1944 haben die Deut-
schen dann auch noch die ge-
samte griechische Infrastruktur 
zerstört. Neben Jugoslawien 
gibt es in den nord-, west- und 

südeuropäischen Ländern kei-
nen vergleichbaren Fall, in dem 
die deutschen Besatzer so brutal 
operiert haben.

T.S.: Wenn von den Massa-
kern die Rede ist, wird stets Dis-
tomo genannt. Das Dorf ist zum 
Symbol für die Gräuel der Na-
zis geworden. Zugleich scheint 
aber das Wissen darüber zu feh-
len, dass es sich keineswegs um 
wenige Fälle gehandelt hat.

Karl Heinz Roth: Wenn man 
abseits der typischen Touristen-
attraktionen die Augen offen 
hält, sieht man auch überall die 
kleinen Gedenkstätten in den 
ländlichen Regionen. Es waren 
nach seriösen Schätzungen etwa 
1600 Weiler, Dörfer und Klein-
städte, die vernichtet worden 
sind. Über 100 000 Häuser wur-
den zerstört, 400 000 Menschen 
wurden obdachlos. Allein bei 
den Massakern in den Dörfern 
sind mindestens 56 000 Men-
schen oft auf bestialische Weise 
ermordet worden – überwiegend 
Frauen, Kinder und Alte. Die 
Politik der ver- brannten Erde 
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in den besetzten Gebieten wur-
de systematisch praktiziert. Es 
ist fatal, dass diese ungeheure 
Dimension in der öffentlichen 
Debatte kaum eine Rolle spielt.

T.S.: Wenn in Athen For-
derungen nach Wiedergut-
machung und Reparationen 
erhoben werden, verweist die 
Bundesregierung stets darauf, 
alle Ansprüche seien erledigt.

Karl Heinz Roth: Falsch. 
Es ist völkerrechtlich eindeutig, 
dass die Reparationsfrage nicht 
abschließend beantwortet wur-
de. Dazu haben sich viele Juris-
ten entsprechend geäußert. Und 
wenn man die einschlägigen 
deutschen Akten dazu studiert, 
wird sofort erkennbar, dass dies 
auch die Spezialisten der Bun-
desministerien wussten. Auf der 
Londoner Schuldenkonferenz 
hieß es, die Reparationsfrage 
muss später geklärt werden. Im 
so genann- ten Überleitungsver-
trag von 1954, der die Bundesre-
publik in die Souveränität führte, 
wurde festgelegt, die Reparati-
onsfrage muss im Rahmen eines 
Friedensvertrags beantwortet 
werden. Diesen Vertrag gibt es 
mit dem 2+4-Vertrag – doch 
hinter den Bonner Kulissen wur-
de die Parole ausgegeben: Das 
ist kein Friedensvertrag. Weil 
alle wussten: wenn das als Frie-
densvertrag in der Öffentlichkeit 
behandelt wird, steht auch eine 
abschließende Regelung der 
Reparationsfrage an. Das wollte 
keine Bundesregierung. Und da 
sie die Äußerung des SPD-Vor-
sitzenden angesprochen haben: 
Ich inde es beschämend, dass 
ein führender Sozialdemokrat 
mit seiner Abwehrhaltung in der 
Reparationsfrage auf die Argu-
mentationslinien der postnazisti-
schen Ministerialbürokratie ein-
schwenkt.

T.S.: Wie könnte Griechen-
land entschädigt werden?

Karl Heinz Roth: Der 2+4- 

Vertrag sollte durch einen ab-
schließenden Reparationsver-
trag ergänzt werden. Eine Art 
Schlussakte, in der noch einmal 
alles auf den Tisch kommt und 
in der eine Bilanz der deutschen 
Besatzungs- und Vernichtungs-
politik im Zweiten Weltkrieg 
gezogen wird. Auf dieser Basis 
könnten die Ansprüche der noch 
nicht entschädigten Angehörigen 
und überlebenden Opfer befrie-
digt werden. Und auch die aus-
stehenden Wiedergutmachungen 
und Reparationsleistungen wür-
den dann geklärt werden können.

T.S.: Könnte Deutschland das 
denn überhaupt zahlen?

 
Karl Heinz Roth: Die Deut-

sche Bundesbank hat ausrei-
chende Goldreserven. Sie sollten 
nicht nur für die Reparationen in 
Griechenland, sondern für eine 
allgemeine Reparationsakte zur 
Verfügung gestellt werden.

T.S.: Aber allein in Griechen-
land kursiert eine Summe von 
fast 280 Milliarden Euro.

Karl Heinz Roth: Welche 
Summen bei einer abschlie-
ßenden Reparationsakte her-
auskommen, wird man sehen. 
Deutschland ist reich genug. 
Entscheidend ist etwas anderes: 
Ob es den politischen Willen 
dazu gibt.

T.S.: Wo soll der herkom-
men?

Karl Heinz Roth: Meine Ge-
neration, die der Kinder der Tä-

ter, hat in den 1960er und 1970er 
Jahren einen langen Kampf um 
die Aufklärung von NS-Verbre-
chen und die Aufarbeitung der 
Schuld geführt. Wenn man sich 
heute das ungeheure Deizit in 
der Erinnerungskultur ansieht, 
wo nur Krokodilstränen vergos-
sen werden, aber eine materielle 
Wiedergutmachung von den Eli-
ten gar nicht in Betracht gezogen 
wird, wird einem schnell klar: 
Auch die Enkel der Täter müs-
sen jetzt einen solchen Kampf 
führen.

T.S.: In einem Wort: Es müss-
te ein »neues 1968« geben?

Karl Heinz Roth: Ich den-
ke, ja. Die Situation ist im Au-
genblick unerträglich. Es muss 
verstanden werden, dass es 
noch einmal einen solchen Pro-
zess braucht – um endlich auch 
mit all dem zu brechen, was 
die deutsche Ministerialbüro-
kratie seit den 1950er Jahren an 
Verdrängungspolitik geleistet 
hat. Bei einem neuen 1968, um 
diesen Begriff aufzugreifen, 
müsste es auch um diese mora-
lisch-politischen Aspekte gehen. 
Eine europäische Neugründung 
ist nur möglich, wenn wir jetzt 
agieren und wenn jetzt in den 
nächsten Monaten eine breite so-
ziale Massenbewegung in Gang 
kommt, die nicht nur das griechi-
sche Experiment beschützt und 
unterstützt, sondern auch mit der 
moralischen Schuld umzugehen 
lernt.

TOM STROHSCHNEIDER

Chefredakteur des

Neuen Deutschland

Richtigstellung
In meinem Manuskript (und dann auch im hlz-Artikel-hlz 5-6, 

2015. S. 42f) zu Manolis Glezos ist mir leider ein völlig unerklär-
licher Fehler passiert. Manolis Glezos holte die Hakenkreuzfahne 
natürlich am 30. Mai 1941 von der Akropolis und nicht am 30. 
Mai 1945. Das wäre – zwei Monate nach Kriegsende und ein hal-
bes Jahr nach dem Abzug der Wehrmacht – sicherlich viel weniger 
symbolträchtig und auch kaum erwähnenswert gewesen...

MANFRED KLINGELE


